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Merkblatt Hebammenaufsicht durch das Gesundheitsamt 
 
Sehr geehrte Hebammen,  
 
bei der Ausübung Ihres Berufes als Hebamme unterliegen Sie den Bestimmungen der 
Hebammenberufsordnung Bayern (BayHebBo) vom 28.05.2013. Wir bitten daher um 
Beachtung insbesondere folgender Bestimmungen: 
 
§ 5 Dokumentation 
(1) 1Hebammen und Entbindungspfleger haben über ihre berufliche Tätigkeit, 
insbesondere über die getroffenen Feststellungen, Beratungsinhalte und Maßnahmen 
gemäß § 2 Abs. 3 bei Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und Neugeborenen und 
über die verabreichten Arzneimittel Aufzeichnungen zu führen. 2Die Dokumentation ist so 
abzufassen, dass die gesamte Tätigkeit während der Schwangerschaft, der Geburt und 
des Wochenbetts sowie die Versorgung des Neugeborenen nachvollziehbar ist. 
(2) Die Aufzeichnungen sind mindestens zehn Jahre aufzubewahren und insbesondere 
bei Aufzeichnungen auf elektronischen Datenträgern oder anderen Speichermedien durch 
besondere Vorkehrungen vor dem Zugriff Unbefugter zu sichern. 
 
§ 7 Fortbildung 
(1) 1Hebammen und Entbindungspfleger haben sich beruflich fortzubilden. 2In einem 
Zeitraum von je drei Jahren sind mindestens 40 Fortbildungsstunden mit einer Dauer von 
jeweils 45 Minuten neben dem Studium der Fachliteratur zu absolvieren. 3Davon sind je 
zehn Stunden in den drei Bereichen Schwangerschaft, Geburtshilfe einschließlich 
Notfällen und Reanimation in der Geburtshilfe sowie Wochenbett und die übrigen zehn 
Stunden im Fach- und Methoden-Kompetenzbereich abzuleisten. 
(2) Auf Verlangen müssen Hebammen und Entbindungspfleger eine entsprechende 
Fortbildung gegenüber der zuständigen unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz in geeigneter Form nachweisen. 
 
§ 8 Besondere Pflichten bei selbstständiger Tätigkeit 
(1) Selbstständig tätige Hebammen und Entbindungspfleger sind verpflichtet, 

 
1. gemäß Art. 12 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes Beginn 
und Beendigung der Berufsausübung sowie Änderungen der Niederlassung der für den 
Ort der Niederlassung zuständigen unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz unverzüglich anzuzeigen 
2. sicherzustellen, dass die nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft 
erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um nosokomiale Infektionen zu verhüten 
und die Weiterverbreitung von Krankheitserregern, insbesondere solcher mit Resistenzen, 
zu vermeiden, 
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3. sich ausreichend gegen Haftpflichtansprüche im Rahmen der beruflichen Tätigkeit zu 
versichern, 
4. ihre Praxis durch ein Schild zu kennzeichnen, dass Namen, Berufsbezeichnung und 
Sprechstunden angibt, 
5. nicht in berufsunwürdiger Weise zu werben, 
6. dafür zu sorgen, dass ihnen jederzeit Nachrichten übermittelt oder hinterlassen werden 
können, und eine Vertretung zu gewährleisten, sofern sie nicht unmittelbar zu erreichen 
sind, 
7. dafür Sorge zu tragen, dass die Aufzeichnungen gemäß § 5 bei Praxisaufgabe 
ordnungsgemäß aufbewahrt werden. 
(2) Der Beruf der Hebamme und des Entbindungspflegers ist kein Gewerbe. 
 
§ 9 Aufsicht 
(1) 1Selbstständig tätige Hebammen und Entbindungspfleger üben ihren Beruf unter der 
Aufsicht der unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz aus. 2Auf Anforderung ist der unteren Behörde für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz eine Kopie der Aufzeichnungen nach 
§ 5 in anonymisierter Form zu überlassen. 
(2) Selbstständig tätige Hebammen und Entbindungspfleger sind verpflichtet, der unteren 
Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz auf deren 
Aufforderung anonymisiert Auskünfte für medizinialstatistische Zwecke zu erteilen. 
(3) 1Selbstständig tätige Hebammen und Entbindungspfleger haben die untere Behörde 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn eine von ihnen betreute Schwangere, Gebärende, Wöchnerin oder 
ein von ihnen betreutes Neugeborenes verstorben oder eine Totgeburt erfolgt ist. 2Sie 
haben in diesem Fall einer Ärztin oder einem Arzt der unteren Behörde für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz die hierfür notwendigen Auskünfte zu 
erteilen und Einblicke in die Aufzeichnungen nach § 5 zu gewähren. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Benedikt Knon 
Gesundheitsamtsleitung 
 


